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Executive Summary

• Die Welt und somit auch die Schweiz ist mit den dringlichen 
Herausforderungen einer dreifachen planetarischen Krise – 
Klimawandel, Biodiversitätsverlust und Umweltverschmutzung 
– konfrontiert.

• Die Schweiz hat sich in internationalen Abkommen zu mehreren 
Umweltzielen verpflichtet, deren Umsetzung auf nationaler 
Ebene noch unvollständig ist.

• Nachbarstaaten und insbesondere die EU gehen die Krisen 
ambitioniert an, weshalb die Schweiz aufpassen muss, nicht als 
Nachzüglerin dazustehen.

Umwelt1

Sabrina Nick & Andreas Oeschger

1 Diese Publikation ist Teil der Serie “Aussenpolitik-Briefings” von foraus, welche im August 2023 
erschienen ist. Alle Briefings sind einsehbar unter foraus.ch/publikationen.

https://www.unep.org/news-and-stories/speech/action-tackle-triple-planetary-crisis
http://foraus.ch/publikationen


4

Der UNO-Menschenrechtsrat stimmte 2022 einstimmig für eine 
von der Schweiz mitinitiierte Resolution  zur Schaffung eines 
eigenständigen Menschenrechts auf eine saubere, gesunde und 
nachhaltige Umwelt. Das Momentum wäre für die Schweiz perfekt, 
um als Leaderin im Umweltbereich wahrgenommen zu werden, doch 
bei der Umsetzung ihrer ehrgeizigen Ziele ist sie selbst noch nicht 
auf Kurs.
 Die Schweiz hat sich im Rahmen des Pariser Klimaabkommens 
verpflichtet, ihre Emissionen bis 2030 um 50% gegenüber 1990 
zu reduzieren. Zudem will sie bis 2050 klimaneutral werden. Als 
tragender Pfeiler hätte laut der 2021 vom Bundesrat beschlossenen 
langfristigen Klimastrategie das 2020 vom Parlament verabschiedete 
revidierte CO2-Gesetz dienen sollen. Nachdem das Stimmvolk jenes in 
einem Referendum ablehnte, fehlte der Schweizer Klimapolitik in der 
letzten Legislatur die gesetzliche Handlungsgrundlage. Als Reaktion 
verlängerte das Parlament das bestehende CO2-Gesetz (von 2011) 
bis 2024 und erarbeitete das Klima- und Innovationsgesetz (KIG) 
als Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative. Dieses Jahr nahm das 
Stimmvolk das KIG an  – ein Meilenstein der Schweizer Klimapolitik. 
Doch vieles zu dessen Umsetzung und bezüglich der Zukunft des CO2-
Gesetzes bleibt offen.
 Internationale Vorgaben gegen den Biodiversitätsverlust werden 
in der UN-Biodiversitätskonvention verhandelt. 2012 adaptierte der 
Bundesrat die “Aichi-Ziele” in einer nationalen Strategie, während 
der Aktionsplan Biodiversität zu deren Umsetzung erst 2017 
verabschiedet wurde. Nur wenige Ziele wurden bisher erreicht und 
die erste Umsetzungsphase des Aktionsplans daher bis Ende 2024 
verlängert. 2022 wurde das Montreal-Kunming-Übereinkommen mit 
Zielen bis 2030 verabschiedet. In den Verhandlungen setzte sich die 
Schweiz für ambitionierte Ergebnisse ein. Angesichts des irrevisiblen 
Biodiversitätsverlusts drängt eine rasche nationale Umsetzung.

Rückblick

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-89824.html
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/65874.pdf
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/biodiversitaet/publikationen-studien/publikationen/strategie-biodiversitaet-schweiz.html
https://www.google.com/url?q=https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/biodiversitaet/fachinfo-daten/aktionsplan-strategie-biodiversitaet-schweiz.pdf.download.pdf/Aktionsplan_SBS_final_Deutsch.pdf&sa=D&source=docs&ust=1692349978574476&usg=AOvVaw0UiXqZ2XrnSoTS571AlwR3
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/medienmitteilungen.msg-id-91982.html
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Ein Kernthema ist die Abschaffung von biodiversitätsschädigenden 
Finanzflüssen bis 2020. Dieses Ziel wurde um mehrere Jahre 
verfehlt. Der Grundlagenbericht dazu wurde erst 2020 veröffentlicht. 
Mögliche Reformvorschläge sollen dem Bundesrat bis Ende 2024 
vorgelegt werden. Das zögerliche Handeln der Schweiz zeigt sich 
auch im Vergleich mit den Nachbarstaaten. Dies führte u.a. zur 
Volksinitiative „Für die Zukunft unserer Natur und Landschaft 
(Biodiversitätsinitiative)“ und dem Gegenvorschlag des Bundesrates, 
welcher demnächst vom Parlament behandelt wird.

Mit der Annahme des KIG wurde zum Ende der letzten Legislatur 
ein wichtiger Kompromiss in der Umweltpolitik realisiert. Doch 
gewisse Baustellen bleiben bestehen. Dazu gehören das CO2-
Gesetz sowie das Ausarbeiten einer neuen Biodiversitätsstrategie 
und einer Kreislaufwirtschaftsstrategie basierend auf einer 
hängigen parlamentarischen Initiative (20.433) und internationalen 
Verhandlungen zu einem Plastikabkommen.
 In der nächsten Legislatur steht u.a. die nationale Umsetzung 
der internationalen Biodiversitätsverpflichtungen im Fokus. Das 
UVEK wurde beauftragt, Massnahmen zur zweiten Umsetzungsphase 
(2025-2030) des Aktionsplans zu erarbeiten und die Ziele der 
Biodiversitätsstrategie zu überprüfen. Das BAFU ist hinsichtlich 
der ökologischen Infrastruktur zuversichtlich, 30% Schutzfläche 
bis 2030 zu erreichen, insbesondere durch effektiveren Schutz von 
Biodiversitätsflächen, Vernetzung von Biodiversitätskorridoren 
sowie durch Förderung der Biodiversität in städtischen Gebieten. Die 
Zwischenevaluation machte jedoch deutlich, dass der Aktionsplan 
nicht das einzige Instrument sein kann, um die nationalen Ziele zu 
erreichen.

Ausblick

https://www.wsl.ch/fileadmin/user_upload/WSL/Projekte/2_Auflage_Grundlagenbericht_Biodiversitaetsschaedigende_Subventionen_Schweiz_2020_WSL_Forum_Biodiversitaet_Schweiz_Maerz.pdf
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis494t.html
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20200433
https://www.unep.org/inc-plastic-pollution
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/79852.pdf
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 Bei den Klimazielen besteht ebenfalls Nachbesserungsbedarf. 
Um weitere gesetzliche Handlungsmöglichkeiten zu haben, hat der 
Bundesrat beschlossen, erneut das CO2-Gesetz zu revidieren. 2022 
hat er seinen Vorschlag dem Parlament übergeben. Die Bearbeitung 
wird in der kommenden Legislatur zentral. Ebenfalls wird der 
derzeitige Aktionsplan 2020–2025 während der nächsten Legislatur 
auslaufen. Fragen zur Schweizer Beteiligung an internationalen 
Klimafonds sollten geklärt werden, ebenso wie die Möglichkeit, auch 
in bisher von Klimazielen verschonten Bereichen wie der Agrarpolitik 
Akzente zu setzen.
 Zudem bleibt offen, wie die Schweiz mit den 
ehrgeizigen Umweltregulierungen der EU umgehen will: dem 
überarbeiteten Emissionshandelssystem (EHS) inklusive CO2-
Grenzausgleichsmechanismus (CBAM), der Entwaldungsverordnung 
(EUDR), wie auch dem derzeit ausgehandelten 
Naturrestaurierungsgesetz. Bei diesen Regulierungen stellt 
sich für die Schweiz die Frage: voll, teilweise/angepasst oder 
gar nicht übernehmen? Bezüglich EHS hat sich der Bundesrat 
für eine Aktualisierung, aber gegen eine Übernahme des CBAM 
ausgesprochen. Ob das Parlament sich dem anschliesst, ist im Kontext 
einer parlamentarischen Initiative (21.432) zu klären. Bei der EUDR 
sprach sich der Bundesrat vorerst für ein Abwarten aus, doch wegen 
Druck aus der Schweizer Wirtschaft und eines parlamentarischen 
Vorstosses (22.4414), ist offen, ob seine Empfehlung mittelfristig 
Unterstützung findet.
 Die “ökologische Wende” ist kostenintensiv. Im Klimabereich 
gehen Schätzungen davon aus, dass bis 2030 Kosten in Höhe von 
bis zu 150 Mia. CHF entstehen werden, wenn die Schweiz das 2030 
Ziel erreichen möchte – das KIG sieht aber “nur” 3,2 Mia. CHF für 
staatliche Fördermassnahmen vor. Da Verkehr, Gebäude, Industrie 
und Landwirtschaft für mehr als 90% aller Inlandemissionen 
verantwortlich sind, könnten z.B., analog der Vorgehensweise anderer 
Länder, mit zusätzlichen Investitionen in diesen Bereichen gezielt 
Anreize gesetzt werden. Auch für Auslandemissionen könnten Anreize 
gesetzt werden, wie etwa für klimaverträgliche Finanzflüsse analog 

https://www.google.com/url?q=https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/klima/ui-umwelt-info/aktionsplan-anpassung-an-den-klimawandel-in-der-schweiz-2020-2025.pdf.download.pdf/Aktionsplan_Anpassung_an_den_Klimawandel_in_der_Schweiz_-_2020-2025.pdf&sa=D&source=docs&ust=1692350458386000&usg=AOvVaw0lqQxSaes9KLt8_q3_bHmf
https://www.parlament.ch/de/services/news/Seiten/2023/20230607083235605194158159038_bsd038.aspx
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/79654.pdf
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20210432
https://www.chocosuisse.ch/beitrag/eu-entwaldungsverordnung
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20224414
https://web-assets.bcg.com/c0/38/d6bcc5244ca289da433b20dae973/bcg-white-paper-klimaziele-schweiz-2030.pdf
https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2019/20193966/Bericht%20BR%20D.pdf
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Further readings

der EU-Taxonomie. Im Bereich Biodiversität schätzt das BAFU, 
dass bei Nichthandeln Kosten von 14 bis 16 Milliarden CHF pro Jahr 
entstehen würden.
 Es gibt viel Handlungspotenzial um den Schweizer 
Umweltverpflichtungen nachzukommen und zu Akteuren wie der EU 
aufzuschliessen. Nichthandeln kann nicht nur noch teurer werden, 
sondern auch zu mehr Volksbegehren mit Umweltbezug führen, wie 
etwa einer EMRK-Klage oder der kürzlich lancierten Initiative für 
einen Klimafonds.

Further readings

• Europäische Kommission (2021): „Fit für 55“: auf dem Weg zur 
Klimaneutralität – Umsetzung des EU-Klimaziels für 2030, Brüssel, 
Belgien: Europäische Kommission, [online] https://eur-lex.europa.eu/
legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0550 [abgerufen am 
06.08.2023].

• Schweizerischer Bundesrat (2022): Umwelt Schweiz 2022: Bericht des 
Bundesrates, Bern, Schweiz: Schweizerischer Bundesrat, [online] https://
www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/74535.pdf [abgerufen 
am 06.08.2023].

• Dasgupta, Partha (2021): The Economics of Biodiversity: The Dasgupta 
Review, London, Vereinigtes Königreich: HM Treasury, [online] https://
www.gov.uk/government/publications/final-report-the-economics-of-
biodiversity-the-dasgupta-review [abgerufen am 06.08.2023].

https://www.google.com/url?q=https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/biodiversitaet/uz-umwelt-zustand/biodiversitaet-in-der-schweiz-2023.pdf.download.pdf/UZ-2306-D_Biodiversitaet.pdf&sa=D&source=docs&ust=1692352621912416&usg=AOvVaw0lAODWF66nJJbAlg6WNDIx
https://hudoc.echr.coe.int/fre#{%22itemid%22:[%22002-13649%22]}
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2022/2070/de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0550
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0550
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/74535.pdf
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/74535.pdf
https://www.gov.uk/government/publications/final-report-the-economics-of-biodiversity-the-dasgupta-review
https://www.gov.uk/government/publications/final-report-the-economics-of-biodiversity-the-dasgupta-review
https://www.gov.uk/government/publications/final-report-the-economics-of-biodiversity-the-dasgupta-review
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Was sind die grossen aussenpolitischen Herausforderungen der Schweiz, 
über die unsere Politiker:innen, Entscheidträger:innen und relevanten 
Akteur:innen informiert sein müssen, damit sie in den nächsten vier 
Jahren die nötigen Entscheide treffen können? 23 foraus-Expert:innen 
gehen in 14 prägnanten Publikationen dieser Frage nach und untersuchen 
einerseits, wie das Schweizer Parlament die Aussenpolitik der letzten 
vier Jahre mitgestaltet hat. Andererseits blicken sie auf anstehende 
Herausforderungen der Legislatur 2024-2027. Die vorliegende 
Publikation gehört zu einer 14-teiligen Publikationsreihe.

Die weiteren 13 Briefings 
sind hier einsehbar:


